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Beschluss
Annahmemit Änderungen

Für eine angemessene Mindestlohnerhöhung!

Für einen angemessenen Mindestlohn!

Wir begrüßen, dass der Parteivorstand angekündigt hat, sich für eine weitere Erhöhung des Mindestlohnes einzusetzen und

die  Mindestlohn-Richtlinie der Europäischen Union zumMaßstab nimmt.  Damit kommenwir bereits über 14e. Die Mindest-

lohnkommission ist ihrer gesellschaftlichen Aufgabe und herausragenden Stellung nicht gerecht geworden.

Wir  forderndie sozialdemokratischenMitgliedernder Bundesregierungunddie SPD-Bundestagsfraktion auf dieMindestlohn-

kommission, bzw. die gesetzlichen Grundlagen für diese, grundsätzlich und effektiv zu reformieren.

 

 

Begründung

Am26.06.2023 hat dieMindestlohnkommission ihren Vorschlag veröffentlicht, in welchemMaß derMindestlohn für die Jahre

2024 und 2025 steigen soll. Die Mindestlohnkommission schlägt demnach vor, dass der Mindestlohn zum 01.01.2024 auf 12,41

Euro steigen, wonach zum 01.01.2025 eine Erhöhung auf 12,82 Euro folgen soll. Diesen Vorschlag empfinden wir als beschä-

mend. Dieser Beschluss erfolgte dabei das erste Mal nicht im Konsens, da die Vertreter:innen der Arbeitnehmer:innen und

besonders die Gewerkschaften diesem Beschluss nicht zustimmen konnten.

Die Mindestlohnkommission ist damit ihrer wichtigen Stellung und Aufgabe nicht gerecht geworden. Der Bundesarbeitsmi-

nister kann die Vorschläge der Mindestlohnkommission lediglich annehmen oder ablehnen.

In der Konsequenz müssen die gesetzlichen Grundlagen der Mindestlohnkommission grundsätzlich geändert und damit ver-

bessert werden.

In Folge des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine kames in nahezu allen Lebensbereichen zumassiven Preissteigerungen

und zu hohen Inflationsraten. Dabei ist allseits bekannt, dass die Inflation insbesondere Menschen mit geringen Einkommen

amhärtesten trifft, da diese bereits vor den Preissteigerungen enorm auf ihre Ausgaben achtenmussten und keine Rücklagen

aufbauen konnten. Aktuell beziehen ca. sechsMillionenMenschen denMindestlohn. Die Erhöhungum41 Centwürde für diese

Menschen eine Lohnerhöhung von lediglich 3,4 Prozent bedeuten. Bei Inflationsraten, insbesondere in grundlegenden Lebens-

bereichen, von über 10 Prozent führt dies zu massiven Reallohnverlusten. Das dürfen wir als SPD nicht einfach hinnehmen!

Die Mindestlohn-Richtlinie der Europäischen Union empfiehlt bei der Berechnung angemessener, armutsfester Mindestlöh-

ne, denMedianlohn als Referenzwert zu Grunde zu legen. Dabei ergeben 60 Prozent diesesMedianlohnes einen armutsfesten

Mindestlohn, was laut den Gewerkschaften, einen Mindestlohn von 14 Euro bedeuten würde. Aus diesem Grund gehen wir

weiter und fordern einen Mindestlohn von 15 Euro, damit jede:r Beschäftigte:r angemessen von ihrem:seinem Gehalt bzw.

Lohn leben kann. Denn die SPDmuss zu jeder Zeit für gerechte Arbeitsbedingungen und Respekt für die Arbeit stehen

Zielrichtung der Reform sollte klarer benannt werden.

Überweisen an
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